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Resolution der Generalversammlung 

[auf Grund des Berichts des Dritten Ausschusses (A/59/501)] 

  59/177. Weltweite Bemühungen um die vollständige Beseitigung von 
Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und 
damit zusammenhängender Intoleranz und umfassende 
Umsetzung und Weiterverfolgung der Erklärung und des Ak-
tionsprogramms von Durban 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 58/160 vom 22. Dezember 2003, in der sie 
beschloss, großes Gewicht auf die konkrete Verwirklichung der Erklärung und des 
Aktionsprogramms von Durban zu legen, die auf der vom 31. August bis 8. September 2001 
in Durban (Südafrika) abgehaltenen Weltkonferenz gegen Rassismus, 
Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängende Intoleranz 
verabschiedet wurden1 und die eine feste Grundlage für einen breit angelegten Konsens 
über weitere Maßnahmen und Initiativen zur völligen Beseitigung der Geißel des Rassismus 
bilden,  

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 57/195 vom 18. Dezember 2002, in der sie 
die wichtigen Rollen und Aufgaben der verschiedenen Organe der Vereinten Nationen und 
anderer Interessenträger auf internationaler, regionaler und nationaler Ebene, so 
insbesondere der Menschenrechtskommission, aufzeigte, 

 ferner unter Hinweis auf ihre Resolution 56/266 vom 27. März 2002, in der sie sich 
die Erklärung und das Aktionsprogramm von Durban als feste Grundlage für weitere 
Maßnahmen und Initiativen zur völligen Beseitigung der Geißel des Rassismus zu eigen 
machte,  

 erneut darauf hinweisend, dass alle Menschen frei und gleich an Würde und Rechten 
geboren sind und einen konstruktiven Beitrag zur Entwicklung und zum Wohlergehen ihrer 
Gesellschaften leisten können und dass jede Lehre rassischer Überlegenheit 
wissenschaftlich falsch, moralisch zu verurteilen sowie sozial ungerecht und gefährlich ist 
und zusammen mit Theorien, mit denen versucht wird, die Existenz getrennter menschlicher 
Rassen nachzuweisen, zu verwerfen ist, 

_______________ 
1 Siehe A/CONF.189/12 und Corr.1, Kap. I. 
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 davon überzeugt, dass Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und 
damit zusammenhängende Intoleranz gegenüber Frauen und Mädchen in differenzierter 
Weise zutage treten und zu den Faktoren gehören können, die für die Verschlechterung ihrer 
Lebensbedingungen, Armut, Gewalt, vielfältige Formen der Diskriminierung und die 
Einschränkung oder Verweigerung ihrer Menschenrechte verantwortlich sind, sowie die 
Notwendigkeit anerkennend, eine Geschlechterperspektive in die einschlägigen Politiken, 
Strategien und Aktionsprogramme zur Bekämpfung von Rassismus, Rassendiskriminierung, 
Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz zu integrieren, um 
vielfältige Formen der Diskriminierung anzugehen, 

 Kenntnis nehmend von den Resolutionen der Menschenrechtskommission 2002/68 
vom 25. April 20022, 2003/30 vom 23. April 20033 und 2004/88 vom 22. April 20044, mit 
denen die internationale Gemeinschaft Mechanismen für die wirksame Umsetzung der 
Erklärung und des Aktionsprogramms von Durban einrichtete,  

 in Bekräftigung ihres Engagements für eine weltweite Kampagne zur vollständigen 
Beseitigung von Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit 
zusammenhängender Intoleranz, 

 erneut erklärend, dass der weltweite Beitritt zu dem Internationalen Übereinkommen 
zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung5 und seine vollinhaltliche Durch-
führung von höchster Wichtigkeit für die Förderung der Gleichheit und Nichtdiskriminie-
rung in der Welt sind, 

 unterstreichend, dass politischer Wille, internationale Zusammenarbeit sowie eine 
ausreichende Finanzierung auf nationaler, regionaler und internationaler Ebene für die 
erfolgreiche Umsetzung des Aktionsprogramms von Durban von überragender Bedeutung 
sind, 

 bestürzt über die Zunahme rassistischer Gewalt und fremdenfeindlichen 
Gedankenguts in vielen Teilen der Welt, in politischen Kreisen, in der öffentlichen Meinung 
und in der Gesellschaft überhaupt, unter anderem infolge wieder auflebender Aktivitäten 
von auf Grund rassistischer und fremdenfeindlicher Programme und Satzungen gegründeten 
Vereinigungen und der anhaltenden Nutzung dieser Programme und Satzungen zur 
Förderung rassistischer Ideologien oder zur Aufstachelung dazu, 

 unterstreichend, wie wichtig und dringend es ist, die weiter anhaltenden gewaltsamen 
Tendenzen in Verbindung mit dem Rassismus und der Rassendiskriminierung zu beseitigen, 
und sich dessen bewusst, dass jede Form der Straflosigkeit bei strafbaren Handlungen, die 
durch rassistische und fremdenfeindliche Einstellungen motiviert sind, zur Schwächung der 
Rechtsstaatlichkeit und der Demokratie beiträgt, das Wiederauftreten solcher Handlungen 
oft begünstigt und nur durch entschlossenes Handeln und Zusammenarbeit beseitigt werden 
kann, 

 unter Begrüßung aller regionalen Initiativen zur Umsetzung der in Durban 
eingegangenen Verpflichtungen und in diesem Zusammenhang mit Dank an die 
Regierungen Mexikos, Kenias, der Tschechischen Republik und Belgiens für die 
Ausrichtung der im Hinblick auf die Umsetzung der Erklärung und des Aktionsprogramms 

_______________ 
2 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2002, Supplement No. 3 (E/2002/23), Kap. II, 
Abschnitt A. 
3 Ebd., 2003, Supplement No. 3 (E/2003/23), Kap. II, Abschnitt A. 
4 Ebd., 2004, Supplement No. 3 (E/2004/23), Kap. II, Abschnitt A. 
5 Resolution 2106 A (XX), Anlage. 
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von Durban in ihren jeweiligen Regionen veranstalteten regionalen Expertenseminare, 
sowie die anderen Regionen zur Durchführung der in dieser Hinsicht erforderlichen 
Maßnahmen ermutigend, 

 sowie unter Begrüßung der Entschlossenheit der Hohen Kommissarin der Vereinten 
Nationen für Menschenrechte, dem Kampf gegen Rassismus, Rassendiskriminierung, Frem-
denfeindlichkeit und damit zusammenhängende Intoleranz ein schärferes Profil zu geben 
und ihn besser bekannt zu machen, sowie ihrer Absicht, dies zu einer Querschnittsaufgabe 
in den Tätigkeiten und Programmen ihres Amtes zu machen, 

I 

Allgemeine Grundsätze 

 1. erkennt an, dass das Verbot der Rassendiskriminierung, des Völkermordes, des 
Verbrechens der Apartheid oder der Sklaverei, wie in den Verpflichtungen aus den 
einschlägigen Rechtsakten auf dem Gebiet der Menschenrechte festgelegt, nicht außer Kraft 
gesetzt werden darf; 

 2. bekundet ihre tiefe Besorgnis über alle Formen des Rassismus und der 
Rassendiskriminierung, einschließlich damit zusammenhängender Handlungen rassistisch 
motivierter Gewalt, der Fremdenfeindlichkeit und der Intoleranz, sowie über 
Propagandatätigkeiten und Organisationen, die versuchen, Rassismus, 
Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängende Intoleranz in 
irgendeiner Form zu rechtfertigen oder zu fördern, und verurteilt sie unmissverständlich; 

 3. betont, dass die Staaten und internationalen Organisationen dafür verantwortlich 
sind, sicherzustellen, dass die im Kampf gegen den Terrorismus ergriffenen Maßnahmen 
keine Diskriminierung auf Grund der Rasse, der Hautfarbe, der Abstammung oder der 
nationalen beziehungsweise ethnischen Herkunft bezwecken oder bewirken, und fordert alle 
Staaten nachdrücklich auf, alle Formen von Ermittlungen oder Kontrollen auf der Basis der 
Rasse einzustellen beziehungsweise zu unterlassen; 

 4. erkennt an, dass die Staaten geeignete und wirksame gesetzgeberische, 
gerichtliche, regulatorische und administrative Maßnahmen zur Verhütung von und zum 
Schutz vor rassistischen Handlungen, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und 
damit zusammenhängender Intoleranz erlassen und durchsetzen sollen, um damit zur 
Verhütung von Menschenrechtsverletzungen beizutragen; 

 5. betont, dass es Aufgabe der Staaten ist, wirksame Maßnahmen zur Bekämpfung 
krimineller Handlungen zu treffen, die durch Rassismus, Rassendiskriminierung, 
Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängende Intoleranz motiviert sind, namentlich 
Maßnahmen, die sicherstellen, dass derartige Beweggründe bei der Strafzumessung als 
erschwerende Umstände angesehen werden, die verhindern, dass diese Verbrechen straflos 
bleiben, und die die Rechtsstaatlichkeit gewährleisten; 

 6. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, ihr Einwanderungsrecht und ihre 
Einwanderungspolitik und -praxis zu überprüfen und erforderlichenfalls dahin gehend zu 
ändern, dass sie frei von Rassendiskriminierung sind und mit ihren Verpflichtungen aus den 
internationalen Rechtsakten auf dem Gebiet der Menschenrechte im Einklang stehen; 

 7. verurteilt den Missbrauch der Print-, der audiovisuellen und der elektronischen 
Medien sowie der neuen Kommunikationstechnologien, namentlich des Internet, um zu 
durch Rassenhass motivierter Gewalt aufzustacheln, und fordert die Staaten auf, im 
Einklang mit den Verpflichtungen, die sie gemäß der Erklärung und dem Aktionsprogramm 
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von Durban1, insbesondere gemäß Ziffer 147 des Aktionsprogramms, eingegangen sind, alle 
notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, um diese Form des Rassismus im Einklang mit den 
bestehenden internationalen und regionalen Normen für das Recht der freien 
Meinungsäußerung zu bekämpfen, wobei alle notwendigen Maßnahmen zu ergreifen sind, 
um die Meinungsfreiheit und das Recht der freien Meinungsäußerung zu garantieren; 

 8. legt allen Staaten nahe, in ihre Lehrpläne und Sozialprogramme auf allen 
Ebenen je nach den Gegebenheiten die Vermittlung von Kenntnissen über fremde Kulturen, 
Völker und Länder und von Toleranz und Achtung für diese aufzunehmen; 

 9. betont, dass es Aufgabe der Staaten ist, bei der Gestaltung und Ausarbeitung von 
Präventiv-, Ausbildungs- und Schutzmaßnahmen zur Beseitigung von Rassismus, 
Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängender Intoleranz 
auf allen Ebenen die Geschlechterperspektive durchgängig zu integrieren, um zu 
gewährleisten, dass diese Maßnahmen der unterschiedlichen Situation von Frauen und 
Männern gerecht werden; 

II 

Internationales Übereinkommen zur Beseitigung 
jeder Form von Rassendiskriminierung 

 10. wiederholt die Forderung der Weltkonferenz gegen Rassismus, 
Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängende Intoleranz in 
Ziffer 75 des Aktionsprogramms von Durban1, die universelle Ratifikation des 
Internationalen Übereinkommens zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung5 
bis 2005 zu verwirklichen, sowie die Aufforderung an alle Staaten, die Abgabe der in 
Artikel 14 des Übereinkommens vorgesehenen Erklärung zu erwägen, und macht sich die 
von der Menschenrechtskommission in ihrer Resolution 2004/884 ausgesprochene Sorge zu 
eigen, dass es bei derzeit einhundertsiebzig Ratifikationen und nur fünfundvierzig Er-
klärungen bei dem gegenwärtigen Tempo bedauerlicherweise nicht möglich sein wird, das 
von der Weltkonferenz beschlossene Ziel der universellen Ratifikation bis zum Jahr 2005 
einzuhalten; 

 11. fordert in diesem Zusammenhang das Amt des Hohen Kommissars der 
Vereinten Nationen für Menschenrechte nachdrücklich auf, auf seiner Internetseite eine 
Liste der Länder zu führen und regelmäßig zu aktualisieren, die das Übereinkommen noch 
nicht ratifiziert haben, und diese Länder zu ermutigen, ihr konkretes Engagement für die 
Einhaltung des von der Weltkonferenz beschlossenen Zieldatums für die universelle 
Ratifikation deutlich zu machen; 

 12. bittet die Vertragsstaaten des Übereinkommens, die Änderung des Artikels 8 des 
Übereinkommens betreffend die Finanzierung des Ausschusses für die Beseitigung der 
Rassendiskriminierung zu ratifizieren, und fordert ausreichende zusätzliche Mittel aus dem 
ordentlichen Haushalt der Vereinten Nationen, um dem Ausschuss die uneingeschränkte 
Wahrnehmung seines Mandats zu ermöglichen; 

 13. fordert alle Vertragsstaaten des Übereinkommens nachdrücklich auf, unter 
gebührender Berücksichtigung der in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte6 
niedergelegten Grundsätze sowie des Artikels 5 des Übereinkommens verstärkte Anstren-
gungen zur Erfüllung der Verpflichtungen zu unternehmen, die sie gemäß Artikel 4 des 
Übereinkommens eingegangen sind; 

_______________ 
6 Resolution 217 A (III). 
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 14. stellt fest, dass der Ausschuss die Auffassung vertritt, dass das Verbot der Ver-
breitung auf rassischer Überlegenheit oder Rassenhass beruhenden Gedankenguts mit dem 
Recht auf Meinungsfreiheit und dem Recht der freien Meinungsäußerung nach Artikel 19 
der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte und Artikel 5 des Übereinkommens 
vereinbar ist; 

 15. begrüßt es, dass der Ausschuss betont hat, wie wichtig die Weiterverfolgung der 
Weltkonferenz ist, und Maßnahmen zur besseren Durchführung des Übereinkommens sowie 
zur Stärkung der Arbeitsweise des Ausschusses empfohlen hat7; 

III 

Umfassende Umsetzung und Weiterverfolgung 
der Erklärung und des Aktionsprogramms von Durban 

 16. betont, dass die grundlegende Verantwortung für die wirksame Bekämpfung von 
Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängender 
Intoleranz bei den Staaten liegt und dass sie in dieser Hinsicht die Hauptverantwortung 
dafür tragen, die vollinhaltliche und wirksame Umsetzung aller in der Erklärung und dem 
Aktionsprogramm von Durban1 enthaltenen Verpflichtungen und Empfehlungen 
sicherzustellen; 

 17. betont in diesem Zusammenhang außerdem die grundlegende und ergänzende 
Rolle der nationalen Menschenrechtsinstitutionen, der regionalen Stellen oder Zentren 
sowie der Zivilgesellschaft, die gemeinsam mit den Staaten darauf hinwirken, die Ziele der 
Erklärung und des Aktionsprogramms von Durban zu erreichen; 

 18. fordert die Staaten auf, im Benehmen mit den nationalen 
Menschenrechtsinstitutionen, anderen per Gesetz geschaffenen Institutionen zur 
Bekämpfung des Rassismus und mit der Zivilgesellschaft Aktionspläne auszuarbeiten und 
diese Pläne sowie andere einschlägige Materialien über die Maßnahmen, die zur Umsetzung 
der Bestimmungen der Erklärung und des Aktionsprogramms von Durban ergriffen werden, 
der Hohen Kommissarin der Vereinten Nationen für Menschenrechte vorzulegen; 

 19. fordert alle Staaten auf, unverzüglich auf nationaler, regionaler und 
internationaler Ebene Politiken und Aktionspläne auszuarbeiten und durchzuführen, um 
Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängende 
Intoleranz, namentlich ihre geschlechtsspezifischen Ausprägungen, zu bekämpfen; 

 20. fordert die Staaten nachdrücklich auf, die Tätigkeit der bestehenden regionalen 
Stellen oder Zentren, die Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und 
damit zusammenhängende Intoleranz bekämpfen, in ihren jeweiligen Regionen zu 
unterstützen, und empfiehlt die Einrichtung solcher Stellen oder Zentren in allen Regionen, 
in denen es sie noch nicht gibt; 

 21. erkennt die grundlegende Rolle an, die der Zivilgesellschaft im Kampf gegen 
Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängende 
Intoleranz zukommt, insbesondere durch ihre Unterstützung der Staaten bei der 
Ausarbeitung von Vorschriften und Strategien, durch Maßnahmen und Aktionen gegen diese 
Formen der Diskriminierung und durch die Durchführung von Folgemaßnahmen; 

_______________ 
7 Siehe Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Siebenundfünfzigste Tagung, Beilage 18 (A/57/18), 
Kap. XI. 
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 22. betont, dass die Staaten im Einklang mit der Erklärung und dem 
Aktionsprogramm von Durban gemeinsam die Verantwortung dafür tragen, auf 
internationaler Ebene und im Rahmen des Systems der Vereinten Nationen die Modalitäten 
für die allgemeine Überprüfung der Umsetzung der Erklärung und des Aktionsprogramms 
festzulegen; 

 23. beschließt, dass die Generalversammlung, kraft ihrer Rolle bei der 
Politikformulierung, und der Wirtschafts- und Sozialrat, kraft der ihm obliegenden Aufgabe 
der Gesamtleitung und -koordinierung, im Einklang mit ihren jeweiligen Aufgaben auf 
Grund der Charta der Vereinten Nationen und mit Versammlungsresolution 50/227 vom 
24. Mai 1996, sowie die Menschenrechtskommission zusammen einen dreistufigen 
zwischenstaatlichen Mechanismus für die umfassende Umsetzung und Weiterverfolgung der 
Erklärung und des Aktionsprogramms von Durban bilden; 

 24. betont und bekräftigt, dass sie nach Kapitel IX der Charta die höchste zwischen-
staatliche Instanz für die Ausarbeitung und Bewertung von Politiken im Wirtschafts- und 
Sozialbereich und auf damit zusammenhängenden Gebieten ist, so auch im Hinblick auf die 
umfassende Verwirklichung und Weiterverfolgung der auf allen großen Konferenzen, Gip-
feltreffen und Sondertagungen der Vereinten Nationen festgelegten Ziele und Zielvorgaben; 

 25. erkennt an, dass die Ergebnisse der Weltkonferenz gegen Rassismus, Rassendis-
kriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängende Intoleranz auf einer 
Stufe mit den Ergebnissen aller großen Konferenzen, Gipfeltreffen und Sondertagungen der 
Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Menschenrechte und auf sozialem Gebiet stehen; 

 26. beschließt, dass der Wirtschafts- und Sozialrat die systemweite Koordinierung 
der Umsetzung der Erklärung und des Aktionsprogramms von Durban überwachen soll; 

 27. beschließt außerdem, dass der Menschenrechtskommission als Fachkommission 
des Wirtschafts- und Sozialrats innerhalb des Systems der Vereinten Nationen eine zentrale 
Rolle bei der Überwachung der Umsetzung der Erklärung und des Aktionsprogramms von 
Durban und der diesbezüglichen Beratung des Rates zukommt; 

 28. bekundet ihre Anerkennung für die kontinuierliche Tätigkeit der 
Zwischenstaatlichen Arbeitsgruppe für die wirksame Umsetzung der Erklärung und des 
Aktionsprogramms von Durban und der Arbeitsgruppe von Sachverständigen für Menschen 
afrikanischer Abstammung und sieht der Behandlung der Ergebnisse ihrer dritten Tagungen 
durch die Menschenrechtskommission auf ihrer einundsechzigsten Tagung mit Interesse 
entgegen; 

 29. ist sich dessen bewusst, dass sich die vom 31. August bis 8. September 2001 in 
Durban (Südafrika) abgehaltene Weltkonferenz gegen Rassismus, Rassendiskriminierung, 
Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängende Intoleranz, die dritte Weltkonferenz 
gegen Rassismus, erheblich von den beiden früheren Konferenzen unterschied, was sich 
daran zeigt, dass in ihren Titel zwei wichtige Komponenten aufgenommen wurden, die mit 
den zeitgenössischen Formen des Rassismus in Verbindung stehen, nämlich 
Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängende Intoleranz; 

 30. begrüßt die Arbeit des Ausschusses für die Beseitigung der 
Rassendiskriminierung bei der Anwendung des Internationalen Übereinkommens zur 
Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung5 auf die neuen und zeitgenössischen 
Formen von Rassismus und Rassendiskriminierung; 

 31. unterstreicht, wie wichtig die Ausarbeitung ergänzender Normen ist, um die 
internationalen Übereinkünfte gegen Rassismus, Rassendiskriminierung, 
Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängende Intoleranz zu stärken und zu 
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aktualisieren, unter Berücksichtigung der während der früheren Tagungen der 
Zwischenstaatlichen Arbeitsgruppe für die wirksame Umsetzung der Erklärung und des 
Aktionsprogramms von Durban erörterten Fragen sowie der Fragen, die auf dem während 
der nächsten Tagung der Zwischenstaatlichen Arbeitsgruppe einzuberufenden Seminar auf 
hoher Ebene benannt werden; 

 32. unterstreicht außerdem, wie wichtig es ist, dass die Fortschritte bei der 
Umsetzung der Bestimmungen der Erklärung und des Aktionsprogramms von Durban, die 
sich auf Medien und Rassismus, einschließlich Internetnutzung, beziehen, unter Beteiligung 
aller Interessenträger, unter anderem der Staaten, des Weltgipfels über die 
Informationsgesellschaft, der internationalen und regionalen Organisationen, der 
nichtstaatlichen Organisationen, des Privatsektors und der Medien, geprüft werden; 

 33. nimmt Kenntnis von der Empfehlung der Zwischenstaatlichen Arbeitsgruppe für 
die wirksame Umsetzung der Erklärung und des Aktionsprogramms von Durban, das Amt 
des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Menschenrechte in diesem Kontext um 
die Einberufung eines Seminars auf hoher Ebene zu ersuchen, dessen Format von den 
Mitgliedstaaten mit Unterstützung durch das Amt des Hohen Kommissars vereinbart 
werden soll und dessen Podiumsmitglieder aus einer Kerngruppe von für Menschenrechte 
zuständigen Ministern und/oder entsprechenden Teilnehmern aus allen Regionen bestehen 
könnten, jedoch nicht unbedingt auf diese beschränkt wären8; 

 34. empfiehlt mit Nachdruck, dass bei der Terminplanung für die außerhalb der 
kalendermäßigen Tagungen stattfindenden Treffen der mit der Weiterverfolgung der 
Weltkonferenz und der Umsetzung der Erklärung und des Aktionsprogramms von Durban 
befassten Arbeitsgruppen der Menschenrechtskommission darauf geachtet wird, dass sie 
sich nicht mit den Tagungen der Generalversammlung überschneiden, und fordert in diesem 
Zusammenhang die Kommission auf, sich mit dieser Frage auseinanderzusetzen und dafür 
zu sorgen, dass die künftigen Tagungen der Arbeitsgruppe von Sachverständigen für 
Menschen afrikanischer Abstammung vor den Tagungen der Zwischenstaatlichen 
Arbeitsgruppe für die wirksame Umsetzung der Erklärung und des Aktionsprogramms von 
Durban angesetzt werden; 

 35. ersucht den Generalsekretär, in seinem Bericht an die Generalversammlung auf 
ihrer einundsechzigsten Tagung über den Folgeprozess der Weltkonferenz auf die 
Ergebnisse des Seminars auf hoher Ebene einzugehen; 

 36. ist sich der entscheidenden Bedeutung bewusst, die der Mobilisierung von 
Ressourcen, einer wirksamen weltweiten Partnerschaft und der internationalen 
Zusammenarbeit im Kontext der Ziffern 157 und 158 des Aktionsprogramms von Durban 
zukommt, wenn die auf der Weltkonferenz eingegangenen Verpflichtungen erfolgreich 
verwirklicht werden sollen, und hebt in dieser Hinsicht die zentrale Rolle hervor, die der 
Gruppe unabhängiger namhafter Experten für die Umsetzung der Erklärung und des 
Aktionsprogramms von Durban zukommen wird, wenn es darum geht, den zur 
erfolgreichen Umsetzung der Erklärung und des Aktionsprogramms erforderlichen 
politischen Willen zu mobilisieren; 

 37. ersucht den Generalsekretär, die erforderlichen Mittel bereitzustellen, damit die 
Zwischenstaatliche Arbeitsgruppe für die wirksame Umsetzung der Erklärung und des Ak-
tionsprogramms von Durban, die Arbeitsgruppe von Sachverständigen für Menschen 
afrikanischer Abstammung und die Gruppe unabhängiger namhafter Experten für die 

_______________ 
8 Siehe E/CN.4/2005/20, Abschnitt VI, Ziffer 73. 
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Umsetzung der Erklärung und des Aktionsprogramms von Durban ihr Mandat wirksam 
erfüllen können; 

 38. verurteilt das Wiederaufleben von Fremdenfeindlichkeit und unterstreicht, dass 
die Verankerung der Menschenrechte in Rechtsinstrumenten zwar ein grundlegender Weg 
für die Bekundung ihrer Universalität ist, dass dies jedoch nicht mehr ausreicht, um die 
tieferen Ursachen einer Kultur und einer Mentalität der Diskriminierung zu beseitigen, und 
dass in die Maßnahmen zu Gunsten der Menschenrechte künftig auch eine Erörterung der 
tiefreichenden kulturellen Wurzeln des Rassismus einbezogen werden muss; 

 39. bekundet ihre Besorgnis über die Zunahme rassistischer Zwischenfälle bei 
verschiedenen Sportveranstaltungen, nimmt jedoch gleichzeitig mit Anerkennung Kenntnis 
von den Anstrengungen, die einige Sportgremien unternehmen, um den Rassismus zu 
bekämpfen; 

 40. bittet die Mitgliedstaaten, Maßnahmen gegen die Verbreitung diskriminierender, 
rassistischer und fremdenfeindlicher Botschaften im Internet zu ergreifen, im Einklang mit 
den Ziffern 144 bis 147 des Aktionsprogramms von Durban, und sich für eine positive 
Nutzung des Internet zur Förderung der gesellschaftlichen Harmonie und zur Bekämpfung 
des Rassismus einzusetzen; 

 41. ersucht das Amt des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für 
Menschenrechte, die zweite Tagung der Gruppe unabhängiger namhafter Experten für die 
Umsetzung der Erklärung und des Aktionsprogramms von Durban vor der 
einundsechzigsten Tagung der Menschenrechtskommission einzuberufen, mit dem Auftrag, 
ein konkretes, auf ihr Mandat bezogenes Aktionsprogramm auszuarbeiten, das auf den 
zentralen Werten der Gleichheit und Würde der Rassen beruht, die im Ergebnisdokument 
ihrer ersten, vom 16. bis 18. September 2003 in Genf abgehaltenen Tagung9 ausführlich 
beschrieben wurden; 

IV 

Sonderberichterstatter der Menschenrechtskommission über zeitgenössische Formen 
des Rassismus, der Rassendiskriminierung, der Fremdenfeindlichkeit und damit 
zusammenhängender Intoleranz und Folgemaßnahmen zu seinen Besuchen 

 42. bekundet ihre volle Unterstützung und Anerkennung für die Arbeit des 
Sonderberichterstatters der Menschenrechtskommission über zeitgenössische Formen des 
Rassismus, der Rassendiskriminierung, der Fremdenfeindlichkeit und damit 
zusammenhängender Intoleranz und befürwortet ihre Fortsetzung; 

 43. fordert alle Mitgliedstaaten, zwischenstaatlichen Organisationen, zuständigen 
Organisationen des Systems der Vereinten Nationen und nichtstaatlichen Organisationen 
erneut auf, mit dem Sonderberichterstatter voll zusammenzuarbeiten; 

 44. ersucht den Sonderberichterstatter, seinen Meinungsaustausch mit den 
Mitgliedstaaten und den in Betracht kommenden Mechanismen und Vertragsorganen im 
Rahmen des Systems der Vereinten Nationen fortzusetzen, damit ihre Wirksamkeit und ihre 
gegenseitige Zusammenarbeit weiter gestärkt werden; 

 45. nimmt mit tiefer Sorge Kenntnis von der Zunahme des Antisemitismus, der Chri-
sten- und der Islamfeindlichkeit in verschiedenen Teilen der Welt sowie von dem 
Aufkommen von rassistischen und gewalttätigen Bewegungen auf der Grundlage von 
_______________ 
9 Siehe E/CN.4/2004/112. 
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Rassismus und diskriminierendem Gedankengut gegenüber arabischen, christlichen, 
jüdischen und muslimischen Gemeinschaften, Gemeinschaften von Menschen afrikanischer 
und asiatischer Herkunft und anderen Gemeinschaften; 

 46. ersucht den Sonderberichterstatter, von allen Betroffenen Informationen zu sam-
meln, auf die ihm zugeleiteten verlässlichen Informationen wirksam zu reagieren, 
Folgemaßnahmen zu den Kommunikationen und den Besuchen in den betreffenden Ländern 
zu treffen und die Auffassungen und Stellungnahmen der Regierungen einzuholen und 
gegebenenfalls in seine Berichte aufzunehmen; 

 47. fordert die Staaten auf, mit dem Sonderberichterstatter zusammenzuarbeiten und 
ernsthaft seine Ersuchen zu prüfen, ihre Länder zu besuchen, damit er sein Mandat 
uneingeschränkt und wirksam erfüllen kann; 

 48. befürwortet eine engere Zusammenarbeit zwischen dem Sonderberichterstatter 
und dem Amt des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Menschenrechte, 
insbesondere der Antidiskriminierungs-Gruppe; 

 49. fordert die Hohe Kommissarin der Vereinten Nationen für Menschenrechte 
nachdrücklich auf, den Staaten auf ihr Ersuchen hin Beratende Dienste und technische Hilfe 
zur Verfügung zu stellen, damit sie die Empfehlungen des Sonderberichterstatters in vollem 
Umfang umsetzen können; 

 50. ersucht den Generalsekretär, dem Sonderberichterstatter jede erforderliche per-
sonelle und finanzielle Hilfe zu gewähren, damit er sein Mandat effizient, wirksam und 
rasch erfüllen und der Generalversammlung auf ihrer sechzigsten Tagung einen 
Zwischenbericht vorlegen kann; 

 51. nimmt Kenntnis von den Empfehlungen in dem Zwischenbericht des 
Sonderberichterstatters10 und befürwortet die Fortsetzung seiner Tätigkeit; 

 52. fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, die Umsetzung der 
Empfehlungen in den Berichten des Sonderberichterstatters zu erwägen, und bittet andere in 
Betracht kommende Interessenträger, diese Empfehlungen umzusetzen; 

V 

Allgemeines 

 53. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung auf ihrer sechzigsten 
Tagung einen Bericht über die Durchführung dieser Resolution vorzulegen; 

 54. beschließt, mit der Behandlung dieser wichtigen Angelegenheit auf ihrer 
sechzigsten Tagung unter dem Punkt "Beseitigung von Rassismus und 
Rassendiskriminierung" befasst zu bleiben. 

74. Plenarsitzung 
20. Dezember 2004 

_______________ 
10 Siehe A/59/329. 


